
Subjekt und die subjektive Seite der Tat charakteri­
sieren. Sie allein oder doch überwiegend den Erklä­
rungen des Beschuldigten entnehmen zu wollen, kann 
zu ernsten Fehlern in der Untersuchungstätigkeit füh­
ren. Vor allem aber verletzt es den Grundsatz des § 108 
StPO über die Allseitigkeit der Ermittlungen. L e k -  
s c h a s schreibt mit Recht:

„Bei der Feststellung des Grades der Schuld müs­
sen ... die Wirkungen des Vorsatzes und der Fahr­
lässigkeit, die Art und Weise des Verhaltens, die 
gesellschaftliche Stellung des Verbrechers und die 
Pflichten, über die der Verbrecher sich vorsätzlich 
oder fahrlässig hinwegsetzt, berücksichtigt werden, 
... denn der Verbrecher handelt ja vorsätzlich oder 
fahrlässig unter diesen Bedingungen ... Die Schwere 
der Schuld und ihr Einfluß auf den Charakter wie 
auf die Schwere der verbrecherischen Handlung las­
sen sich nicht losgelöst von diesen Bedingungen, von 
Raum und Zeit feststellen“2).
Gerade diese Bedingungen aber dürfen, wenn sie 

eine wirklich zuverlässige Grundlage für die'Feststel­
lung der Wahrheit bieten sollen, nicht nur den Erklä­
rungen des Beschuldigten entnommen werden. Es ist 
unbedingt notwendig, die Untersuchungstätigkeit so zu 
verbessern, daß die Kette der Beweise auch ohne die 
Erklärungen des Beschuldigten vollständig lückenlos 
und schlüssig ist. W y s c h i n s k i  sagt sehr richtig: 

„Es besteht kein Zweifel daran, daß die Unter­
suchung nur dann von Erfolg sein kann, wenn es 
gelingt, die Erklärungen des Beschuldigten auf das 
Niveau eines gewöhnlichen, durchschnittlichen Be­
weises zu bringen, der entfallen kann, ohne daß das 
von irgendwie entscheidendem Einfluß auf die Sach­
lage und auf die Zuverlässigkeit der hauptsächlichen 
Tatsachen und Umstände ist, die in der Unter­
suchung festgestellt worden sind“3).

2) Lekschas, Die Schuld als subjektive Seite der verbreche­
rischen Handlung, Berlin 1955, S. 54/55.

3) Wyschinski, Theorie der gerichtlichen Beweise im sowjeti­
schen Recht, Berlin 1955, S. 280.

3. Schließlich schreibt Herrmann im Zusammenhang 
mit dem Haftgrund der Verdunklungsgefahr:

„Bei einer Reihe von Verbrechen (z. B. Diversion, 
Sabotage, Terrorismus, Verbindung zu verbrecheri­
schen Organisationen, Straftaten, die unter Aus­
nutzung eines Abhängigkeitsverhältnisses verübt 
wurden) ist es dem Charakter der Tat wesensmäßig, 
daß hier Verdunklungsgefahr besteht.“
Diese These ist m. E. nicht nur unrichtig; sie ist auch 

gesetzwidrig. Die Verdunklungsgefahr folgt meiner 
Auffassung nach in keinem Falle, auch nicht bei 
Staatsverbrechen oder Verbrechen, die unter Aus­
nutzung eines Abhängigkeitsverhältnisses begangen 
werden, aus dem Charakter (Wesen) der Straftat. Eine 
Theorie, die einen Haftgrund aus dem Wesen der Straf­
tat herleitet, ist deshalb bedenklich, weil sie zur Ver­
nachlässigung der Feststellung und Prüfung konkreter 
Tatsachen und damit letztlich zur Abkehr vom Gesetz 
(§ 141 Abs. 2 StPO) führt. Herrmann begründet seine 
Meinung mit allgemeinen Erfahrungssätzen. Er 
schreibt, es sei bekannt, „daß verbrecherische Organi­
sationen mit allen Mitteln arbeiten“ bzw. „daß der 
nicht inhaftierte Täter seinen Einfluß auf die von ihm 
abhängigen Personen dazu benutzen wird, sie zu einer 
falschen Aussage anzustiften“.

Diese Auffassung Herrmanns halte ich für bedenk­
lich. Es soll nicht verkannt werden, daß Erfahrungen 
(Erfahrungssätze) eine bedeutende Rolle für die Fest­
stellung der Wahrheit in der Praxis der Recht­
sprechung spielen. Aber sie können und dürfen nicht 
a l l e i n  für die Begründung der Tatbestandsmäßigkeit 
eines bestimmten Verhaltens herangezogen werden. 
Das Gesetz verlangt in § 141 StPO nicht irgendwelche 
Tatsachen, die den Fluchtverdacht oder die Verdunk­
lungsgefahr rechtfertigen, es begnügt sich auch nicht 
mit allgemeinen Erfahrungssätzen, sondern es fordert 
konkrete Tatsachen, die sich aus der Gefährlichkeit 
der Tat oder dem Verhalten und der Person des Be­
schuldigten ergeben.

II

Von HANS-WERNER HEILBORN, Staatsanwalt des Bezirks Halle

In dem begrüßenswerten Bestreben nach weiterer 
Festigung der Gesetzlichkeit des Ermittlungsverfahrens 
und der Praxis beim Erlaß eines Haftbefehls über­
fordert S c h i n d l e r  die „dringenden Verdachts­
gründe“ des § 141 Abs. 1 StPO, wenn er darlegt, daß 
. . . Tatsachen vorliegen müssen, die, wenn auf ihrer 
Grundlage Haftbefehl ergehen soll, bewiesen sein, mit 
objektiver Wahrheit festgestellt, d. h. auf vollständige 
und genaue Übereinstimmung mit der Wirklichkeit 
überprüft sein müssen ...

Diese an sich sehr bestechend wirkende Formel läßt 
drei wichtige Faktoren außer acht:

1. Schindler übersieht die Tatsache, daß der Haft­
befehl im Regelfälle w ä h r e n d  des Ermittlungsver­
fahrens ergeht und daß daher aus Gründen, die in der 
Natur der Sache liegen, die Fakten, die zu seinem Er­
laß führen, noch nicht die Qualitäten haben können, 
wie sie am Ende zum Strafurteil benötigt werden. Der 
Verfasser kommt praktisch zu der Forderung, daß die 
Beweiskraft der Tatsachen beim Haftbefehl schon ge­
nau so stark sein muß, wie beim Urteil. Falls Schind­
ler diese Ansicht nicht vertreten sollte, so unterläßt 
er es bedauerlicherweise, die U n t e r s c h i e d e  zwi­
schen den Voraussetzungen für die dringenden Ver­
dachtsgründe des Haftbefehls und den Urteilsvoraus­
setzungen darzulegen.

2. Es bleibt außer acht, daß bei Haftbefehlen, die 
auf Grund dringenden Tatverdachts und wegen Ver­
dunklungsgefahr ergangen sind, die Verhaftung des 
Beschuldigten eine prozessuale Maßnahme ist, die die 
weitere Aufklärung des Verbrechens erst mit ermög­
licht.

3. Schließlich mußte beachtet werden, daß im Er­
mittlungsverfahren die Beweistatsachen nicht immer 
nach Belieben herbeigeschafft und überprüft werden 
können, sondern daß der Gang der Untersuchung viel­
fach von der gegebenen Situation und den Möglich­

keiten der Aufklärung stark beeinflußt wird. In der 
Hauptverhandlung kann der Richter chronologisch Tat­
sache für Tatsache prüfen. Im Ermittlungsverfahren ist 
ein derart zweckmäßiger Ablauf der einzelnen Ermitt­
lungshandlungen nicht immer möglich.

Zwei Beispiele mögen dies verdeutlichen. Ein Fuhr­
unternehmer aus Karl-Marx-Stadt wird auf der Fahrt 
nach Westberlin an der Grenze des demokratischen 
Sektors mit Kraftfahrzeug und einer Ladung wertvoller 
Industriegüter gestellt. Er behauptet, es handele sich 
um einen legalen und genehmigten Transport nach dem 
Westen. Nur habe er, wie er gerade feststelle, die 
Warenbegleitpapiere zu Hause im Panzerschrank ver­
gessen. Eine Verhaftung ist hier unerläßlich. Folgt man 
den Auffassungen Schindlers, so kann keine Verhaf­
tung erfolgen, denn die dringenden Gründe für den 
Verdacht eines i l l e g a l e n  Warentransportes sind 
noch nicht überprüft und es besteht eine wenn auch 
geringe Wahrscheinlichkeit, daß sich der Vorfall harm­
los aufklären könnte.

Nach einer Mordtat ermittelt das Untersuchungs­
organ am gleichen Tage, daß ein entfernter Verwandter 
des Ermordeten, der im rechtmäßigen Besitz einer 
Waffe ist, sich unmittelbar nach der Tat auf eine an­
geblich ordnungsgemäße Fahrt nach Berlin begeben 
hat. Dieser Mensch wird im Zuge gestellt, weil der 
Sohn des Ermordeten noch belastende Hinweise gab 
und behauptete, dieser Verwandte sei mit dem Er­
mordeten stark verfeindet gewesen. Eine kriminal­
technische Untersuchung ergibt viel später, daß die 
Schußverletzungen nicht von der Waffe des Verdäch­
tigten herrühren können, und noch später wird er­
wiesen, daß der Sohn des Ermordeten der Täter war 
und bewußt bei dem U-Organ einen falschen Verdacht 
hervorgerufen hat. Welcher Staatsanwalt oder Richter 
hätte aber den derart als Mörder Verdächtigten im 
Zug nach Berlin nicht festgenommen oder verhaftet? 
Dieser Fall ist charakteristisch für die zahlreichen
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